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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwerbehindertengesetzes 
— Drucksachen 1 0/31 38, 1 0/5673 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

ln Artikel 1 wird nach Nummer 4 folgende Nummer 4 a eingefügt: 
,4a. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Bedarf an Pflichtplätzen bestimmt sich nach der Zahl 
der in Betrieben und Dienststellen auf Arbeitsplätzen (§ 6 
Abs. 1) beschäftigten und der bei den Arbeitsämtern 
arbeitslos gemeldeten Schwerbehinderten und Gleich- 
gestellten unter Berücksichtigung von Mehrfachanrech- 
nungen, zuzüghch einer Vermittlungsreserve von 12,5 vom 
Hundert. " 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a eingefügt: 

„(2a) Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden Kör- 
perschaften des Bundes aufgrund eines entsprechenden 
Berichts der Bundesanstalt für Arbeit einmal jährhch zu 
berichten über 

1. die durchschnittliche Erfüllung der Beschäftigungs- 
pflicht durch die privaten Arbeitgeber, aufgeghedert 
nach Bund und Ländern, 

2. die Erfüllung der Beschäftigungspflicht durch die ein- 
zelnen Arbeitgeber der öffentiichen Hand, darunter 
gesondert die Zahl der Neueinstellungen, und 

3. die Durchführung von Bußgeldverfahren nach § 65 
Abs. 1 Nr. 1."' 

Bonn, den 19. Juni 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Zu Buchstabe a 

Die Ermächtigung zur Rechtsverordnung wird entsprechend den 
Grundsätzen für die Bemessung der Pfhchtquote konkretisiert, die 
das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 26. Mai 1981 
aufgestellt hat. Danach kommt es insbesondere darauf an, daß ein 
Überhang von Pflichtplätzen in Höhe von 12,5 v. H. gegeben ist, 
um eine notwendige Reserve von Pfüchtplätzen für Schwerbehin- 
derte zu haben. 

Zu Buchstabe b 

Die Berichtspfhcht muß im Schwerbehindertengesetz selber ge- 
regelt und erweitert werden, weü nur damit der öffentliche Druck 
hergestellt werden kann, der erforderlich ist, um die Arbeitgeber, 
die der Beschäftigungspolitik nur unzureichend oder überhaupt 
nicht nachkommen, zur verstärkten Einstellung von Schwer- 
behinderten zu bewegen. 
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